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Haft ung für Abschwemmungen?

Überfl utung von Ackerfl ächen: Muss Gemeinde haft en?

Das Landgericht Regensburg hat Anlieger, die sich über Abschwemmungen aus 
landwirtschaftlichen Grundstücken beklagten, in die Schranken verwiesen 

E in Landwirt hatte seine Hop-
fenanlage erweitert. Der Ei-
gentümer eines benachbar-

ten Wohngrundstückes fühlte sich 
dadurch beeinträchtigt. Das Fass 
schien buchstäblich überzulaufen, 
als bei einem starken Gewitterregen 
Erdreich aus dem neu angelegten 
Hopfengarten vermeintlich auf das 
Nachbargrundstück abgeschwemmt 
wurde. Er verklagte den Hopfenbau-
ern auf Beseitigung der Erweiterung 
seiner Hopfenanlage, sowie auf Un-
terlassung von schädlichen Umwelt-
einwirkungen aus der Hopfenanlage 
die auf das Wohngrundstück einwir-
ken würden. 

Das Landgericht Regensburg hat 
die Klage aus mehreren Gründen zu-
rückgewiesen. (Az. 3 O 823/12). Ein 
Anspruch auf Beseitigung der Erwei-
terung des Hopfengartens und Wie-
derherstellung des ursprünglichen 
Zustandes bestünde nicht, da – selbst 
wenn man eine Beeinträchtigung des 
Wohngrundstücks annehmen würde 
– es allein Sache des Landwirts sei, 
auf welche Art und Weise er einer 
Abschwemmung entgegenwirke. So 
sei die Einsaat von Zwischenfrucht, 
das Ziehen von Gräben usw. als ge-
eignete Maßnahmen denkbar. 

Eine natürliche und
zulässige Veränderung

Letztlich kommt es darauf aber gar 
nicht an, da keine abwehrbare Eigen-
tumsbeeinträchtigung des Wohn-
grundstücks durch den Wasserabfl uss 
aus dem Hopfengarten vorliegt. Zwar 
darf nach einer Regelung im Wasser-
haushaltsgesetz der natürliche Ab-
lauf wildabfl ießenden Wassers nicht 
zum Nachteil eines tiefer gelegenen 
Grundstücks verstärkt werden. Dem 
Oberlieger eines Grundstücks ist es 
insoweit verboten, dem Wasser eine 
andere Richtung als nach dem natür-
lichen Gefälle oder eine andere als die 
natürliche Stärke zu geben.

Allerdings ist der Eigentümer eines 
oberliegenden Grundstücks grund-
sätzlich nicht verpfl ichtet zu verhin-
dern, dass das auf seinem Grund-
stück anfallende Niederschlagswasser 
auf ein tiefer liegendes Grundstück 
abfl ießt. Als natürliche und des-
halb zulässige Veränderungen des 
Wasserablaufes sind solche Umge-
staltungen anzusehen, die aus der 
bestimmungsgemäßen Bewirtschaf-
tung des Grundstücks des Oberlie-
gers herrühren.

Hopfenanbau ist nichts 
Unnatürliches

Auch wenn mit der Erweiterung 
der Hopfenanlage es zu einem ver-
mehrten Abschwemmen von Wasser 

Höhere Gewalt: Geschädigte Anlieger können einem Landwirt nicht 
vorschreiben, was er auf seinen Feldern anbauen darf.

änderung, die vom Unterlieger zu 
dulden ist. Die bei landwirtschaft -
lichen Grundstücken notwendige 
Art der Bodenbearbeitung, sowie die 
damit verbundenen Änderungen der 
Oberfl äche, gehören zur natürlichen 
Eigenschaft  des Grundstücks. Ein 
Abwehranspruch ist deshalb nicht 
gegeben. Ansonsten wäre der Land-
wirt in der vollen landwirtschaft -
lichen Ausnutzung seines Grund-
stückes eingeschränkt. 

Der Landwirt sei auch nicht ge-
halten gewesen, einen Mindest-
grenzabstand zur Wohnbebauung 
von 50 Metern einzuhalten. Zwar 
habe es im Rahmen der Bauleitpla-
nung, das heißt bei der Ausweisung 
von Baugebieten eine Empfehlung 
der Regierung von Oberbayern ge-
geben, dass ein solcher Abstand zwi-
schen Wohnbebauung und Hopfen-
garten einzuhalten sei. Eine solche 
Abstandsregelung gibt es aber im zi-
vilen Nachbarrecht nicht. Auch regle 
die Verwaltungsanweisung den um-
gekehrten Fall, dass eine Wohnbe-
bauung auf einen bestehenden Hop-
fengarten hinrückt. 

Die Grundgedanken dieser Ent-
scheidung sind auch auf andere land-
wirtschaft liche Flächen, insbesonde-
re zum Beispiel auf den Mais- und 
Spargelanbau anzuwenden. Auch 
hier sind Landwirte oft mals Anfein-
dungen durch Unterlieger oder Kom-
munen wegen Erdabtrag auf Straßen 
und in Straßengräben ausgesetzt. Das 
Urteil ist allerdings auch kein Frei-
brief, da generell eine erosionsmin-
dernde Bewirtschaft ung im Rahmen 
der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft  vorgegeben ist. 

Josef Deuringer
Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg

W enn eine Gemeinde wegen der 
Überfl utung von Ackerfl ächen 

auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird, beruft  sie sich leicht 
auf ein außergewöhnliches Naturer-
eignis. Sie muss dafür aber bewei-
sen, dass sie alle technisch möglichen 
und mit wirtschaft lich zumutbarem 
Aufwand realisierbare Sicherungs-
maßnahmen ergriff en hatte, um ei-
nen Überstau der Entwässerungsan-
lage und einer dadurch ausgelösten 
Überfl utung der Anliegergrundstü-
cke vorzubeugen oder aber darzu-
tun, dass sich der Schaden auch bei 
derartigen Maßnahmen ereignet hät-
te. Diese Auff assung hat das Ober-
landesgericht Bamberg (4 U 38/06) 
vertreten.

In dem konkreten Fall stellte die 
Planung und Durchführung eines 
Straßenbauvorhabens einschließlich 
der dazugehörigen Entwässerungs-
anlagen einen Teil der öff entlichen 
Daseinsvorsorge dar. Der Eingriff  
in das Eigentum eines Landwirts lag 
darin, dass die Gemeinde im Zuge 
der Neutrassierung des Straßenkör-
pers die gesamten Abfl ussverhält-

nisse in diesem Streckenabschnitt 
zum Nachteil der tiefer gelegenen 
Anliegergrundstücke geändert hat-
te mit der Auswirkung, dass in den 
Hangfl ächen oberhalb der Straße an-
fallendes Oberfl ächenwasser nicht 
mehr dem natürlichen Gelände fol-
gend abfl ießen konnte und daher zu 
einem erheblichen Teil auf das Anwe-
sen des Landwirts geströmt war. 

Die Rechtswidrigkeit des der Ge-
meinde zuzurechnenden Eingriff s in 
das Eigentum des Landwirts ergab 
sich bereits daraus, dass die durch 
den Straßenausbau bewirkte nach-
teiligen Veränderung der Abfl uss-
verhältnisse von Anfang an eine 
unzureichende Konzeption des Ent-
wässerungssystems zugrunde lag. 
Eine derart schadensträchtige Pla-
nung und Ausgestaltung einer Stra-
ßenentwässerung im Bereich einer 
Hanglage ist zugleich mit dem Lan-
deswasserrecht nicht zu vereinba-
ren. Danach darf grundsätzlich der 
Lauf des wild abfl ießenden Wassers 
nicht so geändert werden, dass tief-
er liegende Grundstücke gefährdet 
werden.

Im Zuge des Ausbaus wurde der 
Straßenkörper aber soweit in den 
Hang hinein verlegt, dass der Stra-
ßengraben nunmehr im unmittel-
baren Einwirkungsbereich des von 
den höher gelegenen Hangfl ächen 
abfl ießenden Regenwassers lag. Da-
durch wurde das hangseitige Ein-
zugsgebiet der Entwässerungsanlage 
in diesem Straßenabschnitt um ein 
Mehrfaches vergrößert.

Demzufolge war das Ausbauvor-
haben von vornherein auf eine so 
tiefgreifende Veränderung der to-
pographisch klar zu Tage liegenden 
Gegebenheiten angelegt, dass die Ge-
meinde ihre Konzeption nicht dar-
auf beschränken durft e, nur für eine 
Entwässerung des Straßenkörpers 
und der Bankette zu sorgen. Denn 
sie musste es sich zurechnen lassen, 
dass der Straßengraben auch das von 
den oberhalb gelegenen Hangfl ächen 
abfl ießende Niederschlagswasser auf-
zunehmen hatte. Die Gemeinde war 
daher gehalten, auch diese Wasser-
massen in einer schadlosen Weise zu 
leiten. Dr. Franz Otto

Rechtsanwalt, Witten

und Bodenmaterial auf das Wohn-
grundstück gekommen sein sollte, sei 
dies keine abwehrbare Eigentumsbe-
einträchtigung, da der auf dem ober-
liegenden Grundstück betriebene 
Hopfenanbau der bestimmungsge-
mäßen und auch ortsüblichen Be-
wirtschaft ung dieses landwirtschaft -

lichen Grundstückes dient, und der 
Landwirt Kraft  seines Eigentums 
auch befugt ist, die gesamte Fläche 
seines Grundstücks landwirtschaft -
lich zu nutzen. 

Die hiermit verbundene Verände-
rung des Wasserabfl usses sei eine na-
türliche und deshalb zulässige Ver-


